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WOHNKOSTEN SENKEN. Der Weg zu nachhaltig leistbarem Wohnen
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Bauflächen und Wohneigentum sichern
Entwicklung im 
Wohnbau hat eine 
ungeheure soziale 
Brisanz.
DORNBIRN Experten sind einig, 
dass man an vielen Schrauben 
drehen muss, um leistbares Woh-
nen sicherzustellen. Baukosten, 
Bauträger, Markt, Finanzierung, 
Mietrecht, sozialer Wohnbau und 
Grundstücke. Der zentrale Eng-
pass ist jedoch unbestritten die 
Verfügbarkeit von Grundstücken 
und die damit verbundene Preis-
entwicklung. Langfristig bedroht 
diese Entwicklung auch das Mo-
dell des Vorarlberger Wohneigen-
tums. Denn bisher konnten sich die 
meisten Vorarlberger noch Wohn-
eigentum leisten. Es ist auch Teil 
der Altersvorsorge. Die ohnehin 
für viele niedrige Rente muss dann 
nicht mehr für Miete genutzt wer-

den. Wenn das in Hinkunft nicht 
mehr der Fall sein wird, dann dro-
hen Altersarmut und ein weiteres 
Auseinanderdriften unserer Gesell-
schaft. Und die Jungen haben, was 
Wohnen anbelangt, ohnehin immer 
weniger leistbare Perspektiven.

Die Lösung liegt nicht allein in 
der Schaffung von Mietobergren-
zen oder im sozialen Wohnbau. 
Eine der Lösungen liegt vor allem 
auch in der Schaffung von weiter-
hin möglichst breit gestreutem 
Wohneigentum. Dazu müssen die 
Gemeinden und das Land Flächen 
sichern und unter entsprechenden 
Auflagen und Wohnbauprogram-
men den Menschen zu leistbaren 
Preisen zur Verfügung stellen. Ei-
gentum schaffen für viele – das ist 
ein zentraler Ansatz. Übrigens kein 
linksideologischer Ansatz, sondern 
ein zutiefst kapitalistischer. Denn 
Adam Smith, der Vater des Kapita-
lismus, hat nirgends vermerkt, dass 

Eigentum nur auf ein paar Oligar-
chen verteilt sein darf.

Paul Collier, einer der weltweit 
renommiertesten Ökonomen, 
zeigt auf, dass die Wohnungsei-
gentumsquote ein Maßstab für den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt 
darstellt. Eigentum stärkt diesen 
Zusammenhalt und die Zugehörig-
keit - und ist laut Collier die Grund-
lage für gegenseitige Verpflichtun-
gen und Sozialkapital. Und das ist 
ein grundlegendes und unbezahl-
bares gesellschaftliches Gut. Und 
genau dieser gesellschaftliche Zu-
sammenhalt ist einer der zentralen 
und einzigartigen Stärken Vorarl-
bergs. Wenn unsere Gesellschaft 
immer weiter polarisiert, wird es zu 
wenig sein, nur noch Ehrenamts-
nadeln zu verteilen. Hier geht es 
um mehr als nur Wohnbaupolitik. 
Es geht um die genuinen Werte un-
serer Gesellschaft. Collier fordert 
daher vor allem auch die Forcie-

rung von Wohneigentum. Und es 
gilt auch politisch Maßnahmen zu 
setzen, die Immobilienkäufe zur 
Eigennutzung begünstigen - und 
die Käufe zur Veranlagung eindäm-
men.

Es ist daher ein Gebot der Stunde 
und unabdingbar, Flächen für leist-

baren Wohnraum zu sichern und 
an die Bürger weiterzugeben. Dazu 
sind die Kommunen und das Land 
am besten in der Lage. Und das 
sollten sie auch tun. Wir dürfen den 
Immobilienmarkt nicht mehr allein 
dem freien Spiel der Kräfte über-
lassen. Und es ist eigentlich verant-
wortungslos, wenn ein begrenztes 
Gut der Daseinsvorsorge wie Grund 
und Boden, das die Qualität unserer 
Gesellschaft und unseres sozialen 
Zusammenhaltes so wesentlich be-
stimmt, von immer wenigeren als 
Veranlagungsinstrument genutzt 
wird, um ihr Vermögen zu sichern 
und zu mehren. Diese Flächen wer-
den dann unter klaren Rahmenbe-
dingungen an Bauträger oder direkt 
an Interessenten vergeben, womit 
die verteuernde Gewinnspanne der 
Bauträger wegfällt.

Kommunen und das Land sind am besten in der Lage, Flächen für leistbaren Wohnraum zu 

sichern und an Bürger weiterzugeben, sagt FH-Professor Gerald Mathis, ISK-Vorstand.   TM

Rechnungshof prüft 
die Sozialhilfe

BREGENZ Die Sozialabteilung zählt 
wohl bald zu den best geprüften 
Stellen des Landes. Erst kürzlich 
hat der Landesrechnungshof die 
Zusammenarbeit mit dem Institut 
für Sozialdienste (IfS) untersucht. 
Bald wird eine neue Prüfung ins 
Haus stehen. Die FPÖ hat den 
Rechnungshof dazu aufgefordert, 
die Mindestsicherung unter die 
Lupe zu nehmen. Die Soziallandes-
rätin verteidigt ihre Mitarbeiter.

Konkrete Verdachtsmomente 
gebe es zwar nicht, betont FPÖ-
Chef Christof Bitschi. Er verweist 
jedoch auf die zwei jüngsten Rech-
nungshofprüfungen zu Integra 
und IfS, die gezeigt hätten, dass 
das Controlling der Sozialabtei-
lung nicht funktioniere. Außerdem 
hätten Prüfungen in Wien und der 
Steiermark die dortigen Mindest-
sicherungssysteme scharf kriti-
siert. Also müsse auch Vorarlberg 
untersucht werden, ergänzt FPÖ-
Klubobmann Daniel Allgäuer. Die 
FPÖ hat sich in ihrem Antrag des-
halb an der Steiermark orientiert 
und möchte den Zeitraum von 2014 
bis 2018 kontrollieren lassen. Ge-
prüft werden die „Beurteilung der 
Leistungen, Abwicklung, Finanzie-
rung, Kontrolle, Datenverwaltung, 
Zielerreichung, ergänzende Leis-
tungen und arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen“.

Rechnungshofdirektorin Brigit-
te Eggler-Bargehr spricht von ei-
ner umfangreichen Prüfung. „Wir 
werden dem Ansinnen natürlich 
nachkommen.“ Allerdings müssten 
die Mitarbeiter zuerst Überzeiten 

der letzten Prüfungen abbauen, sie 
könne also keinen Zeitplan nennen. 
„Da wir heuer im Landesbereich 
ausschließlich Prüfaufträge bear-
beitet haben, konnten wir unseren 
eigenen Prüfplan nicht angehen“, 
fährt Eggler-Bargehr fort. Eine ge-
plante Prüfung werde sich nun die-
ses Jahr nicht mehr ausgehen.

Soziallandesrätin Katharina 
Wiesflecker (Grüne) kritisiert das 
Vorgehen der FPÖ: „Hier ohne 
einen einzigen Beleg und ohne 
Grundlage die Mitarbeiter auf den 
Bezirkshauptmannschaften zu 
verdächtigen, nicht korrekt zu ar-
beiten, halte ich für unglaublich.“ 
Zudem habe die Untersuchung der 
Integra nichts mit dem Sozialfonds 
zu tun, die Sozialabteilung habe 
deshalb keine Kontrollfunktion.

Die Kritik der FPÖ an der Min-
destsicherung betrifft vor allem 
die inhaltliche Ausgestaltung. Die 
FPÖ fordert, dass Vorarlberg die 
Kürzungen der schwarz-blauen Re-
gierung rasch umsetzt. Denn: „60 
Prozent der Bezieher sind Auslän-
der“, ärgert sich Bitschi. Und: „122 
Haushalte erhalten über 2000 Euro 
Mindestsicherung“. Das sei zu viel. 
Im Jahr 2012 seien 8583 Personen 
in der Mindestsicherung gewesen, 
2017 schon 13.623 Personen. Die 
Zahlen 2018 erwähnt er nicht, da 
waren es 13.180 Menschen insge-
samt über das Jahr verteilt.

Wiesflecker betont, dass die Zahl 
der Bezieher in den vergangenen 
zwölf Monaten in Vorarlberg um 
9,3 Prozent abgenommen hat, seit 
24 Monaten sogar um 22,8 Prozent. 
Im Jänner 2018 waren 7993 Perso-
nen in der Mindestsicherung, 6886 
Menschen im Juni 2019. Auch die 
Zahl der Asylberechtigten in der 
Mindestsicherung hat abgenom-
men: von 3260 im Jänner 2018 auf 
2904 im Juni 2019. 55 Prozent be-
treffen Fälle ohne österreichische 
Staatsbürgerschaft. VN-MIP

FPÖ-Antrag auf Prüfung, Rechnungshof muss eigene Pläne stoppen.

Bitschi will, dass der Rechnungshof die 

Mindestsicherung prüft.  VN/STEURER

MINDESTSICHERUNG

2.160.620 EURO gab das Land im 
Juni 2019 für Lebensunterhalt und 
Wohnbedarf von 6886 Mindestsiche-
rungsbeziehern aus.
2.637.941 EURO gab das Land im 
Jänner 2018 für 7993 Mindestsiche-
rungsbezieher aus.
3260 Asylberechtigte erhielten im 
Jänner 2018 Mindestsicherung,  
2904 waren es im Juni 2019.

Gebäude in Götzis für 
1,6 Millionen Euro 

verkauft

Gebäude in Hohenems 
für gut 1,3 Millionen 

Euro verkauft

Gebäude in Schruns 
für 1,2 Millionen Euro 

verkauft

Wohnung in Lech für 
1,35 Millionen Euro 

verkauft

GÖTZIS In der Lastenstraße in Göt-
zis hat eine 503 Quadratmeter große 
Geschäftsimmobilie für 1.621.500 
Euro den Besitzer gewechselt. Die 
Liegenschaft mit dazugehörigem 
1123 Quadratmeter großen Grund 
wurde von einer Privatperson ver-
kauft. Als Käufer scheint im Grund-
buch die Küchenwerkstatt Immobi-
lien GmbH. auf. 

HOHENEMS In der Friedhofstraße 
in Hohenems wurde ein 829 Qua-
dratmeter großes Gebäude auf ei-
nem 1389 Quadratmeter großen 
Grundstück für 1.325.000 Euro 
verkauft. Bei Käufer und Verkäufer 
handelt es sich um Privatpersonen. 
Gewidmet ist der Boden als Bau-
fläche Wohngebiet. Unterzeichnet 
wurde der Kaufvertrag am 16. Juni. 

SCHRUNS Im Räterweg in Schruns 
wurde ein 132 Quadratmeter gro-
ßes Haus auf einem großzügig be-
messenen Grundstück (1505 Qua-
dratmeter) für 1,2 Millionen Euro 
verkauft. Bei Käufer und Verkäufer 
handelt es sich um Privatpersonen. 
Gewidmet ist der Boden als Bau-
fläche Wohngebiet. Unterzeichnet 
wurde der Kaufvertrag am 20. Mai. 

LECH Die O. und E. Thurnher 
GmbH mit Sitz in Dornbirn hat in 
Zürs eine Wohnung für 1.350.000 
Euro verkauft. Beim Käufer handelt 
es sich um eine Privatperson. Zu der 
106,81 Quadratmeter großen Woh-
nung gehört eine 13,11 Quadratme-
ter große Terrasse. Der Kaufpreis 
pro Quadratmeter beträgt 12.639,26 
Euro. 
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So soll Wohnen wieder
bezahlbar werden

• Sozialen Wohnbau verdoppeln

• Höhere Wohnbauförderung für Arbeitnehmer

• Förderungs-Rückflüsse in Neubau investieren
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